Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1878 


Sachgebiet 800 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung über die Lohnstatistik 


A. Problem 

Das Gesetz über die Lohnstatistik vom 18. Mai 1956 ist bisher 
nicht geändert worden. Folgende Gründe machen jedoch jetzt 
eine Novellierung dieses Gesetzes notwendig: 

1 . die Auswirkung der engen Verflechtung der deutschen Lohn- 
statistik mit der Lohnstatistik der EWG, 

2. die künftige Unterrepräsentation der landwirtschaftlichen 
Verdienststatistik und 

3. die zunehmende Bedeutung der bisher nicht erfaßten Einmal- 
zahlungen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung vermeidet die künftige 
Unterrepräsentation der deutschen landwirtschaftlichen Ver- 
dienststatistik, indem er die Effektivverdienste landwirtschaft- 
licher Arbeiterinnen in die Statistik aufnimmt, die Höchstgrenze 
der zu erfassenden Arbeiter nicht mehr durch einen vom-Hun- 
dert-Satz, sondern durch eine Höchstzahl festgelegt und die 
Einmalzahlungen entsprechend ihrer Bedeutung berücksichtigt. 


C. Alternativen 

Vorschläge des Bundesrates zum Erhebungszeitraum. 


D. Kosten 

1. Bei den statistischen Landesämtern 

a) im ersten Jahr nach Inkrafttreten 4000 DM für Program- 
mierung, 

b) weiterhin jährlich 40 000 DM. 

2. Beim statistischen Bundesamt: 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Februar 1971 

1/4 (IV/4) — 80101 — Lo 7/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Lohnstatistik 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 361. Sitzung am 29. Januar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bun- 
desrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Lohnstatistik 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderungen des Gesetzes über die Lohnstatistik 

Das Gesetz über die Lohnstatistik vom 18. Mai 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 429) wird wie folgt geän- 
dert: 


1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Nummer 1 die Worte 
„und weibliche " gestrichen; in Nummer 2 
werden nach dem Wort „männliche" die 
Worte „und weibliche" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „im Durch- 
schnitt bis zu 10 vom Hundert" ersetzt durch 
die Worte „bis zu höchstens 3500". 


2. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Die Statistik nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 erstreckt 
sich auf 

1. die Arbeiter in den folgenden Wirtschafts- 
bereichen: 

Energiewirtschaft und Wasserversorgung, 
Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Bauge- 
werbe; 

2. die Angestellten in den unter Nummer 1 ge- 
nannten Wirtschaftsbereichen sowie in den 
Wirtschaftsbereichen: 

Handel, Kreditinstitute und Versicherungs- 
gewerbe." 


3. Hinter § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 

„§ 6 a 

(1) Durch die Statistik nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 
sind jährlich gegliedert nach dem Geschlecht zu 
erfassen 

1. die Zahl der Arbeiter und der Angestellten, 

2. die Jahresarbeitsverdienste der Arbeiter und 
der Angestellten. 

(2) Die Angaben nach Absatz 1 sind auf Frage- 
bogen für das Kalenderjahr zu machen, und zwar 
nicht über die einzelnen Arbeitnehmer, sondern 
über die Arbeitnehmergruppen." 

4. In § 7 werden die Worte „In Abständen von 
drei bis fünf Jahren" ersetzt durch die Worte „In 
Abständen von drei bis sechs Jahren". 

5. In § 8 werden die Worte „Wirtschaftsabteilun- 
gen nach dem Systematischen Verzeichnis der 
Arbeitsstätten" ersetzt durch „ Wirtschaf tsbe rei- 
chen". 

Artikel 2 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
'Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Das Gesetz über die Lohnstatistik vom 18. Mai 1956 
ist bisher nicht geändert worden. Folgende Gründe 
machen jedoch jetzt eine Novellierung dieses Ge- 
setzes notwendig: 

1. die Auswirkung der engen Verflechtung der 
deutschen Lohnstatistik mit der Lohnstatistik der 
EWG, 

2. die künftige Unterrepräsentation der landwirt- 
schaftlichen Verdienststatistik und 

3. die zunehmende Bedeutung der bisher nicht er- 
faßten Einmalzahlungen. 

II. 

t 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 Buchstabe a 

Die Entwicklung der effektiven Verdienste land- 
wirtschaftlicher Arbeiterinnen konnte bisher anhand 
der Ergebnisse der Verdienststatistik für die im 
Monatslohn stehenden und in die Hausgemeinschaft 
aufgenommenen weiblichen angelernten Arbeiterin- 
nen abgelesen werden. Wegen des beträchtlichen 
Rückgangs der Beschäftigtenzahl in der Landwirt- 
schaft ist die Zahl der von der Lohnstatistik erfaß- 
ten Arbeiterinnen so gering geworden (im Septem- 
ber 1960 waren es 140 Arbeiterinnen), daß die Ver- 
dienstangaben kaum noch aussagefähig und ver- 
wertbar sind. Deshalb soll auf die Erfassung der 
weiblichen Monatslöhner verzichtet werden. 

Andererseits ist es aber nicht zu vertreten, die Ver- 
dienste der landwirtschaftlichen Arbeiterinnen von 
der Lohnstatistik überhaupt auszuschließen. Da die 
Mehrheit der familienfremden Arbeitskräfte in der 
Landwirtschaft im Stundenlohn beschäftigt wird, von 
diesen Stundenlöhnern aber jeder Dritte eine Frau 
ist, sollen diese Arbeiterinnen künftig in die Ver- 
diensterhebungen einbezogen werden. 

Zu Nummer 1 Buchstabe b 

Seit Einführung der Verdienststatistik ist die Zahl 
der erfaßten landwirtschaftlichen Arbeiter ständig 
zurückgegangen. Würde man an der Vorschrift fest- 
halten, daß im Durchschnitt bis zu 10 v. H. der in 
die Statistik einzubeziehenden Arbeitergruppen zu 
erfassen sind, dann würden die Ergebnisse zuneh- 
mend an Aussagefähigkeit verlieren und damit un- 
brauchbar werden. Um das zu vermeiden, ist es not- 
wendig, die Höchstgrenze der zu erfassenden Ar- 
beiter nicht mehr durch einen vom-Hundert-Satz, 
sondern durch eine absolute Zahl festzulegen. 

Ausgehend von den Voraussetzungen, daß der rela- 
tive Standardfehler für das ungünstigste Merkmal 
(gesetzliche Abzüge) nicht höher als 5 v. H. sein 


soll und daß — den Wünschen der Länder entspre- 
chend — verwertbare Landesergebnisse anfallen 
sollen, haben die stichprobentheoretischen Berech- 
nungen ergeben, daß insgesamt rd. 3 500 Arbeiter 
erfaßt werden müßten. Diese Zahl entspricht der 
derzeitigen Erfaßtenzahl (September 1969 = 3 583). 

Zu Nummern 2 und 5 

Das im Gesetz genannte „Systematische Verzeichnis 
der Arbeitsstätten" ist 1964 durch die vom Statisti- 
schen Bundesamt herausgegebene „Systematik der 
Wirtschaftszweige, Ausgabe Juli 1961" ersetzt wor- 
den. Da auch diese Systematik wieder geändert wer- 
den kann, besonders im Hinblick auf entsprechende 
Arbeiten im Rahmen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, sollen die Wirtschaftsbereiche, deren 
'Umfang unverändert bleibt, nach wie vor genannt, 
aber auf die Bezeichnung der angewandten Syste- 
matik verzichtet werden. 

Zu Nummer 3 

Die Ergebnisse der vierteljährlichen Lohnstatistik 
unterrichten u. a. über die kurzfristige Entwicklung 
der laufend gezahlten Bruttoverdienste. Unregel- 
mäßig oder nur einmal im Jahr gezahlte Beträge 
können dabei aus den im folgenden genannten 
Gründen nicht berücksichtigt werden. Würde bei- 
spielsweise das Urlaubsgeld als Einmalzahlung in 
die vierteljährliche Statistik einbezogen, dann hätte 
das zur Folge, daß die Verdienste zur Urlaubszeit 
steigen und danach wieder fallen würden. Die Ein- 
beziehung solcher Sonderzahlungen würde die Er- 
gebnisse der laufenden Verdienststatistik verfäl- 
schen und eine sinnvolle Aussage über die kurz- 
fristige Lohnentwicklung unmöglich machen. Hinzu 
komt, daß Einmalzahlungen nur insoweit erfaßt 
würden, als sie zufällig in die vier Berichtsmonate 
der vierteljährlichen Statistik fallen. So würden 
z. B. die im November/Dezember gezahlten Weih- 
nachtsgelder, Jahresabschluß Vergütungen, 13. Mo- 
natsgehälter u. ä. dadurch überhaupt nicht berück- 
sichtigt. 

In den letzten Jahren haben die einmaligen Zah- 
lungen zunehmend an Bedeutung gewonnen, so daß 
es nicht mehr vertretbar ist, diesen Lohnanteil zu 
vernachlässigen, überdies können sich die laufen- 
den Zahlungen durchaus anders entwickeln als die 
einmaligen Zahlungen, so daß die Ergebnisse der 
laufenden Verdienststatistik nicht notwendigerweise 
den Veränderungen der Gesamtverdienste entspre- 
chen müssen. Um aber die Verdienstentwicklung 
vollständig und zutreffend nachweisen zu können, 
ist die Ergänzung der vierteljährlichen Lohnstatistik 
durch eine jährliche Lohnstatistik notwendig. 

Die Jahreserhebung soll sich nur auf die Erfassung 
der gesamten Bruttoverdienste erstrecken. Die Be- 
richtsbetriebe können den Gesamtverdienst ohne be- 
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sondere Schwierigkeiten den gesetzlich vorgeschrie- 
benen Lohnkonten entnehmen. Auf die an sich wün- 
schenswerte Trennung des Gesamtverdienstes in 
laufende und einmalige Zahlungen wird aus Arbeits- 
und Kostengründen verzichtet, da dies bei dem ge- 
genwärtigen Rechnungswesen der Unternehmen zu 
einer sehr erheblichen Belastung der Berichtsbe- 
triebe führen und von den Statistischen Landesäm- 
tern zusätzliche Arbeit erfordern würde. 

Zu Nummer 4 

Die letzte Sondererhebung zur Lohnstatistik ist für 
Oktober 1966 durchgeführt worden. Die Erhebung 
war so angelegt, daß damit gleichzeitig die von der 
EWG geforderten Angaben für die erste Erhebung 
dieser Art auf Gemeinschaftsebene geliefert werden 
konnten. 

Nach den bisherigen Bestimmungen des § 7 sind 
Sondererhebungen zur Lohnstatistik in Abständen 
von drei bis fünf Jahren durchzuführen, so daß die 
nächste Erhebung spätestens für 1971 angeordnet 
werden müßte. Die EWG hat aber für diese Erhe- 
bungen einen sechsjährigen Turnus und damit das. 


Jahr 1972 als nächsten Termin vorgesehen. Demzu- 
folge würden die im wesentlichen gleichen Tatbe- 
stände in zwei aufeinander folgenden Jahren er- 
hoben. 

Abgesehen davon, daß für eine so kurzfristige 
Wiederholung keine sachliche Notwendigkeit be- 
steht, weil sich die Lohnstruktur so schnell nicht 
ändert, ist das im Hinblick auf die Kosten und den 
beträchtlichen Arbeitsaufwand der Berichtsbetriebe 
und der Statistischen Ämter nicht zu vertreten. Des- 
halb soll die Periodizität der deutschen Lohnsta- 
tistik an die der EWG angeglichen werden. 

III. 

Von den vorgesehenen Änderungen des Gesetzes 
über die Lohnstatistik verursacht lediglich die Be- 
stimmung über die neu einzuführende Erhebung 
der Jahresarbeitsverdienste zusätzliche Kosten. Sie 
werden sich bei den Statistischen Landesämtern auf 
40 000 DM jährlich belaufen. Hinzu kommen im 
ersten Jahr für die Programmierung 4 000 DM. Im 
Statistischen Bundesamt fallen keine Mehrkosten an. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz über die Lohnstatistik ist nach An- 
sicht des Bundesrates zustimmungsbedürftig. 
Demgemäß bedarf auch die Vorlage der Zustim- 
mung des Bundesrates, da ein zustimmungsbe- 
dürftiges Gesetz förmlich geändert wird. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 2 und 3 (§§ 5 und 6 a) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob angesichts der durch den Gesetzentwurf ein- 
geführten jährlichen Erhebungen (§ 6 a) nicht 
die in § 5 des Gesetzes über die Lohnstatistik 
vorgesehene Statistik statt in vierteljährlichen 
künftig in halbjährlichen Abständen durchge- 
führt werden sollte. 
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Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. (Zu den Eingangsworten) 

Die Bundesregierung hält das Änderungsgesetz 
nicht für zustimmungsbedürftig, da auch das Gesetz 
über die Lohnstatistik ohne Zustimmung des Bun- 
desrates ergangen ist und im übrigen die Voraus- 
setzungen für eine Zustimmungsbedürftigkeit nach 
Artikel 84 Abs. 1 GG nicht gegeben sind. 


Zu 2. (Zu Artikel 1 Nr. 2 und 3 — §§ 5 und 6 a — ) 

Die Bundesregierung hat den Vorschlag des Bun- 
desrates geprüft und ist zu dem Ergebnis gekom- 
men, daß die Periodizität der statistischen Erhebun- 
gen nicht geändert werden sollte, und zwar haupt- 
sächlich aus den im folgenden genannten Gründen: 


— Die Ergebnisse der vorgesehenen jährlichen Er- 
hebungen ersetzen nicht die der Vierteljähr- 
lichen Erhebungen, sondern ergänzen sie. 

— Die vierteljährliche Lohnstatistik' zielt darauf ab, 
die vor- allem aus sozial- und konjunkturpoliti- 
schen Gründen notwendigen Informationen 
kurzfristig und laufend zur Verfügung zu stel- 
len. Durch die angeregte Änderung der Periodi- 
zität würde dieses Ziel nicht mehr erreicht wer- 
den. 

— Im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
gilt für die Lohnstatistik zur Zeit noch die halb- 
jährliche Berichterstattung, doch beabsichtigt 
das Statistische Amt der Europäischen Gemein- 
schaften, auf einen vierteljährlichen Turnus 
überzugehen, so daß das Gesetz über die Lohn- 
statistik dann wieder geändert werden müßte. 
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